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CITIZEN

In einem offenen Brief an Regierung 
und Abgeordnete bedauert die NGO, 
dass in Luxemburg zu wenig für den 
Schutz der Menschenwürde von 
Menschen mit Behinderung getan 
wird.

Wir möchten Sie auf ein grund-
sätzliches und schwerwiegendes 
Problem im Zusammenhang mit der 
nationalen Umsetzung der Behinder-
tenrechtskonvention hinweisen: So 
haben wir im Rahmen der Veranstal-
tung „Autonom Leben mit Persönli-
cher Assistenz“ durch einen Vortrag 
der Menschenrechtskommission von 
einer Lücke im Ratifikationsgesetz der 
Konvention erfahren, was den Artikel 
33.2 der Behindertenrechtskonventi-
on angeht, genauer den Schutz von 
Menschen mit Behinderungen vor 
Menschenrechtsverletzungen.

Wir zitieren hier zunächst den Arti-
kel 16 der Behindertenrechtskonventi-
on, „Freiheit von Ausbeutung, Gewalt 
und Missbrauch“, um zu verdeutli- 
chen, welchen Schutz wir meinen. 
(...)

Sie sehen: Es gibt also eine Menge 
- auch hier in Luxemburg - zu tun und 
wir stehen noch ganz am Anfang. Eine 
der grundsätzlichen offenen Fragen 
ist: Wohin sollen wir Menschen mit 
Behinderungen uns wenden, wenn  
wir in unseren Menschenrechten und 
in unserer Würde verletzt werden? 

Das Thema Schutz von Menschen 
mit Behinderungen endlich anzuge-
hen, ist elementar wichtig, das wis-
sen wir aus eigener Erfahrung und 
aus Berichten von anderen Menschen 
mit Behinderungen. Seit seinem Be-
stehen wird unsere behinderungs-
übergreifende Selbstvertreterorgani-
sation immer wieder mit Problemen 
von Menschen mit Behinderungen 
im Zusammenhang von Verletzungen 
der Menschenwürde konfrontiert. Da-
her haben wir uns entschlossen, eine 
Ausbildung in Peer Counseling (Bera-
tung von Betroffenen für Betroffene) 
zu machen, um hier kompetente Un-
terstützung bieten zu können. 

In unserem Austausch mit der 
Abteilung Behinderter Arbeitneh-
mer DTH des OGBL, die als einzige 
Dienststelle bereits von Selbstbetrof-
fenen geleitet wird (!),  haben wir 
erfahren, dass regelmäßig Menschen 
mit Behinderungen sich an die DTH 
wenden, wenn sie sich in ihren Men-
schenrechten verletzt fühlen und dies 
nicht nur im Bereich Arbeit! Es gibt 
hier offenbar einen Bedarf, dem noch 

nicht ausreichend Rechnung getragen 
werden kann. Wir möchten uns hier 
investieren.

Damit diese geplanten Tätigkei-
ten aber Erfolg haben, müssen sie 
gestützt werden. Gemäß Artikel 33.2 
muss es auch eine übergeordnete 
und unabhängige Instanz geben, die 
diesen Schutz supervisiert und gege-
benenfalls koordiniert. In den Arti-
keln 3 bis 6 des Ratifikationsgesetzes 
haben Sie  die Aufgabe des Schutzes 
dem Ombudsman, jetzt Mediatorin 
übertragen. Diese Vorgehensweise 
erschien auch uns - wenn natürlich 
nicht ausreichend, so doch -  logisch, 
da es sich beim Ombudsman um eine 
unabhängige und damit neutrale Or-
ganisation handelt, die ja auch bereits 
Ansprechpartnerin für alle BürgerIn-
nen ist, welche auf Probleme in admi-
nistrativen Verfahren mit einer staat-
lichen Stelle oder einem Dienst der 
Gemeinde stoßen. 

Dieser Kompetenzbereich müsste 
also per Modifikation des Gesetzes 
zum Ombudsman erweitert und spe-
zifiziert - und mit finanziellen Mitteln 
abgesichert werden. Das ist jedoch 
(noch?)  nicht geschehen! So können 
wir uns zwar jetzt auch bei Men-
schenrechtsverletzungen an den Om-
budsman wenden, jedoch nur für den 
öffentlichen Bereich, der Privatbereich 
(zum Beispiel innerhalb von Woh-
nung und Familie) bleibt ungeschützt! 
Gerade hier besteht aber gemäß inter-
nationalen Studien die größte Gefahr 
von Menschenrechtsverletzungen! 

Wir machen darüber hinaus da-
rauf aufmerksam, dass die Einrich-
tungen der Behindertenhilfe in pri-
vater Trägerschaft von Vereinen oder 
Stiftungen sind. Die Öffentlichkeit hat 
nur einen schweren Zugang zu die-
sen Einrichtungen. Auch hier bietet 
der Ombudsman also keinen Schutz, 
denn es gibt dafür keine gesetzliche 
Grundlage! (...)

Unser Fazit ist nun: Um die 
Schutzfunktion des Ombudsmannes 
herzustellen, muss das Ratifikations-
gesetz konkretisiert werden, das heißt 
die Kompetenzen des Ombudsman-
nes müssen erweitert werden, sonst 
ist diese Schutzfunktion weitgehend 
vollkommen unwirksam! 

Doch wie bereits oben beschrie-
ben, das wird nur ein erster Schritt 
sein, viel mehr muss geschehen, da-
mit Menschen mit Behinderungen vor 
Missbrauch und Gewalt und vor der 
Verletzung ihrer Menschenwürde ge-
schützt sind. 
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Facebook, Twitter, e-paper - die Medienzukunft 
scheint dem World Wide Web zu gehören. Wie lange 

werden Nachrichten noch auf Papier gedruckt? 
Auch in Luxemburg bläst ein rauer Wind durch den 
Blätterwald. Wie reagieren die hiesigen Printmedien 
auf die neuen Herausforderungen? Und: Muss der 

Kuchen der Pressehilfe neu aufgeteilt werden?
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